
 
 
 
Satzung des Vereins Dresdner Porzellankunst e.V. 
 
§ 1 NAME, SITZ, GESCHÄFTSJAHR 
 
1. Der Verein führt den Namen »Dresdner Porzellankunst e.V.« 

Der Sitz des Vereins ist Freital-Potschappel. 
2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Der Vorstand des Vereins ist berechtigt, die laufende Geschäftsführung auf Dritte zu 
übertragen, welche Gewähr dafür bieten, dass die gesetzlichen Vorschriften für die  
Buchführung und Rechnungslegung eingehalten werden. 
 

§ 2 ZWECK 
 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur, insbesondere die wissen-

schaftliche, historische und kunsthistorische Aufarbeitung der Geschichte des Dresdner 
Porzellans. Dazu gehören sowohl die Förderung neuen porzellankünstlerischen Schaf-
fens als auch der Aufbau eines Museums zur Bewahrung der reichen Tradition des 
Dresdner Porzellans. 
Der Satzungszweck wird erreicht mit der Organisation und Durchführung von Veranstal-
tungen verschiedenster Art zum porzellankünstlerischen Schaffen. Es werden Ausstellun-
gen, Workshops und Symposien durchgeführt mit dem Ziel, dem Aufbau des allgemein 
zugänglichen lebendigen Museums zur Dresdner Porzellankunst zu dienen. Im Museum 
werden Führungen und Porzellanmalkurse angeboten.  

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§51 AO. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 3 MITGLIEDSCHAFT 
 
1. Der Verein besteht aus ordentlichen und außerordentlichen bzw. fördernden Mitgliedern. 

Ordentliches Mitglied oder Fördermitglied kann jede volljährige natürliche sowie jede ju-
ristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts werden. Der Aufnahmeantrag ist 
schriftlich zu stellen. 
Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Gegen eine ablehnende Entscheidung 
kann innerhalb eines Monats nach Zugang schriftlich Beschwerde eingelegt werden, 
über die von der nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung entschieden wird. Die 
Beschwerdeentscheidung wird schriftlich zugestellt. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft be-
steht nicht. Der Verein kann die Ehrenmitgliedschaft verleihen. 

 
2. Die Mitgliedschaft endet 
 

a) mit dem Tod (natürliche Person) oder der Auflösung (juristische Person) des Mitglie-
des 

b) durch Austritt 
c) durch Ausschluss aus dem Verein. 

 
Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Verein erklärt werden. Er ist nur unter Einhal-
tung einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Maßgebend ist 
der Tag des Eingangs des Kündigungsschreibens bei der Geschäftsstelle. Ein Mitglied kann 
aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in schwerwiegender Weise gegen die 
Interessen des Vereins verstoßen hat. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Das 
betroffene Mitglied hat das Recht, binnen 2 Wochen ab Zugang der schriftlichen Mitteilung 
des Ausschlusses die Mitgliederversammlung anzurufen, spätestens 2 Wochen vor der 
nächsten Mitgliederversammlung. Der Anruf der Mitgliederversammlung muss schriftlich er-
folgen. Er hat aufschiebende Wirkung. Die Mitgliederversammlung entscheidet über den 
Ausschluss mit 2/3 Mehrheit. Die Entscheidung wird dem betroffenen Mitglied schriftlich mit-
geteilt. Der Ausschluss wird wirksam mit dem Zugang der schriftlichen Mitteilung des Vor-
standsbeschlusses oder der Entscheidung der Mitgliederversammlung. 
 
 
 

 



§ 4 MITGLIEDSBEITRÄGE 
 
1. Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge, über deren Höhe und Fälligkeit die Mitglieder-

versammlung jeweils mit Wirkung für das folgende Geschäftsjahr entscheidet. 
2. Die Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 
§ 5 ORGANE 
 
Organe des Vereins sind: 
1. der Vorstand 
2. die Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Vereinsorgane oder Gremien  
beschließen. 
 
§ 6 VORSTAND 
 
Der Vorstand i.S.d. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden  
Vorsitzenden sowie dem Schatzmeister. 
 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden oder durch den 
stellvertretenden Vorsitzenden vertreten. 
 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Bis zu einer Neuwahl bleibt der Vorstand im Amt. Scheidet ein Mitglied während der Amts-
zeit aus, kann der Gesamtvorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Aus-
geschiedenen wählen. 

 
Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben, soweit 
sie nicht durch die Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er 
hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
b) die Einberufung, Vorbereitung und Durchführung der Mitgliederversammlung, 
c) die Aufstellung des Haushaltplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Erstellung 

des Jahresberichtes 
d) Aufnahme und Mitwirkung beim Ausschluss von Mitgliedern 
e) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen. 

 
Der Vorstand ist in seinen Sitzungen beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen und 
mindestens zwei Mitglieder, darunter der Vorsitzende anwesend sind. Die Einladung erfolgt 
schriftlich durch den Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung durch den stellvertreten-
den Vorsitzenden spätestens eine Woche vor der Sitzung. Der Vorstand beschließt mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden oder bei dessen Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsit-
zenden, der die Vorstandssitzung leitet. Die Beschlüsse sind in ein Protokollbuch einzutra-
gen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Eintragungen müssen enthalten: 

a) Ort und Zeit der Sitzung 
b) die Namen der Teilnehmer und des Sitzungsleiters 
c) die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse. 

Vorstandsbeschlüsse können im schriftlichen Verfahren gefasst werden, wenn alle Mitglie-
der des Vorstandes dem Beschlussvorschlag schriftlich zustimmen. Die Unterlagen über die 
Beschlussfassung sind als Anlage im Protokollbuch zu verwahren. 
 
 
§ 7 MITGLIEDERVERSAMMLUNG  
 
1. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Aufgaben, soweit sie nicht dem Vor-

stand oder anderen Vereinsorganen obliegen. Sie ist ausschließlich zuständig für folgen-
de Angelegenheiten: 
a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste Ge-

schäftsjahr 
b) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes, Entlastung des Vorstandes 
c) Festsetzung der Höhe und Fälligkeit des Mitgliedsbeitrages 
d) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes 
e) Änderung der Satzung 
f) Auflösung des Vereins 
g) Entscheidung über die Beschwerde gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages 
h) Ausschluss eines Vereinsmitgliedes 
i) Ernennung von Ehrenmitgliedern 



j) Die Wahl zweier Rechnungsprüfer und die Entgegennahme des Rechnungsprüfungs-
berichtes der Rechnungsprüfer. 

 
2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet im November eines jeden Jahres statt. Ei-

ne außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn 
a) der Vorstand die Einberufung aus dringenden wichtigen Gründen beschließt 
b) ein Zehntel der Mitglieder schriftlich unter Angabe der Gründe die  
 Einberufung vom Vorstand verlangt.  
c) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden oder dem stellvertreten-

den Vorsitzenden schriftlich unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wo-
chen unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Der Fristablauf beginnt mit dem 
auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschrei-
ben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die dem Vertretungsvorstand zu-
letzt bekannt gegebene Anschrift gerichtet wurde. Jedes Mitglied kann bis spätestens 
eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich die Ergänzung der Ta-
gesordnung verlangen. Danach und in der Mitgliederversammlung gestellte Anträge 
auf Ergänzung der Tagesordnung können nur durch Entscheidung der Mitgliederver-
sammlung mit 2/3 Mehrheit zugelassen werden. 

d) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Verhinde-
rung vom stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwe-
send, bestimmt die Versammlung den Leiter. Für die Dauer der Durchführung von 
Vorstandswahlen wählt die Mitgliederversammlung einen Wahlausschuss. Der Pro-
tokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. Die Art der Abstimmung be-
stimmt der Versammlungsleiter, wenn ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder ein 
anderes Stimmrechtsverfahren verlangen. Vorstandswahlen erfolgen durch schriftli-
che geheime Abstimmung. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn min-
destens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder, bei Änderung des Vereins-
zwecks und Auflösung des Vereins mindestens die Hälfte anwesend ist. Bei der 
Feststellung der Gesamtzahl der stimmberechtigten Mitglieder werden die Fördermit-
glieder nicht mitgezählt, obwohl diese stimmberechtigt sind. Für den Fall der Be-
schlussunfähigkeit muss der Vorsitzende innerhalb von vier Wochen eine neue Mit-
gliederversammlung mit derselben Tagesordnung einberufen, die unabhängig von 
der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist in der Einladung 
hinzuweisen. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmübertragungen sind nicht zuläs-
sig. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
gefasst. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. Für Satzungsänderungen ist 
eine ¾ Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, für die Änderung des Vereins-
zwecks und die Auflösung des Vereins eine solche von 4/5 erforderlich. Die Mitglie-
der des Vorstandes werden einzeln gewählt, zuerst der Vorsitzende, dann die beiden 
stellvertretenden Vorsitzenden und zuletzt die übrigen Mitglieder. Es gilt der Kandidat 
als gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. 
Ist diese Stimmenzahl nicht erreicht worden, findet im zweiten Wahlgang eine Stich-
wahl zwischen den beiden Kandidaten statt, die die meisten Stimmen erhalten ha-
ben. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Versammlungsleiter durch Ziehung eines 
Loses. 

 
§ 8 AUFLÖSUNG DES VEREINS 

 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 7 gere-

gelten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts 
anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemein-
sam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entspre-
chend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine 
Rechtsfähigkeit verliert. 

 
2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Zweckes fällt das 

Vermögen des Vereins an den k.u.n.s.t.-Verein Freital e.V. (Einnehmerhaus) sowie an 
das Museum Schloss Burgk, die es ausschließlich für gemeinnützige und künstlerische 
Zwecke zu verwenden haben.  

 
 
Freital, den 1. Dezember 2009 


